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 Wohnen in den eigenen 

Wänden 

 

Selbstorganisiertes ge-

meinschaftliches Wohnen 

Ambulant betreute 

Wohngemeinschaft 

Erprobungsregelungen Stationäre 

Einrichtung 

(Heim) 

Definition / Ab-

grenzung nach der 

Selbstbestimmt-

heit bei Wohnen 

bzw. Pflege 

 vollständige Selbstbe-

stimmung 

 Selbstorganisiert 

 

 

 

 von Leistungsanbietern 

strukturell unabhängig 

(§ 2 Abs. 3) 

 nur teilweise Selbstbe-

stimmung unter Ver-

antwortung eines An-

bieters (§ 4) 

 Abweichung von ein-

zelnen Anforderungen 

an stationäre Einrich-

tungen (Heim) möglich 

(auf Antrag und nur mit 

Genehmigung; § 31) 

 Überlassung von 

Wohnraum und ver-

pflichtende Abnahme 

der Pflege und 

 Unterstützungsleistun-

gen durch einen Träger 

(§ 3) 

Grundstruktur des 

Pflege- bzw. Be-

treuungs-

arrangements 

 eigene Wohnung 

 

 

 

 freie Wahl der Pflege- 

und Unterstützungsleis-

tungen 

 Lebens- und Haushalts-

führung gemeinschaft-

lich selbstbestimmt ge-

staltet 

 freie Wahl der Pflege- 

und Unterstützungsleis-

tungen 

 Wohnen vom Träger 

verantwortet 

 

 

 freie Wahl der Pflege- 

und Unterstützungsleis-

tungen 

 Wohnen vom Träger 

verantwortet und  

 

 

 Pflege- und Unterstüt-

zungsleistungen vom 

Träger verantwortet 

 Wohnen vom Träger 

verantwortet und  

 

 

 Pflege- und Unterstüt-

zungsleistungen vom 

Träger verantwortet 

Gesetzliche Struk-

turvorgaben 

 keine  keine  bis zu 8 Personen; 

mind. 25 m
2
 pro Per-

son; Präsenzkraft (nicht 

zwingend Fachkraft) 

 max. 15 Personen  § 10 ff. 

Art und Umfang 

der gesetzlichen 

Aufsicht  

 keine Aufsicht, auch 

nicht bei der Tages- und 

Nachtpflege im Sinne 

des SGB XI 

 keine Aufsicht, auch 

nicht bei der Tages- 

und Nachtpflege im 

Sinne des SGB XI 

 Anzeigepflicht (§ 14) 

 Regelprüfungen in den 

ersten drei Jahren, da-

nach nur anlassbezo-

gen; geprüft wird nur 

die Einhaltung der ge-

setzlichen Vorgaben 

(§ 18) 

 Regel- und anlassbe-

zogene Überprüfungen 

(§ 17) 

 Regel- und anlassbe-

zogene Überprüfungen 

(§ 17) 

 


